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Stellungnahme des Landessportbundes Hessen zum Entwurf der 
Fünften Verordnung zur Änderung der 

Naturschutzgebietsbefahrensverordnung 
 
 

Der Landessportbund Hessen e.V. (lsb h) ist die Dachorganisation des 
hessischen Sports und vertritt die Interessen von 23 Sportkreisen, 60 
Sportverbänden sowie 14 Verbänden und Organisationen mit besonderen 
Aufgaben mit mehr als 2,2 Millionen Mitgliedern in rund 7.400 Vereinen. Der lsb 
h engagiert sich für den Breiten-, Leistungs- und Jugendsport. Er bietet 
Hilfestellung für Vereine, qualifiziert deren Mitarbeiter*innen und unterhält 
mehrere Sport- und Bildungsstätten. Der lsb h steht für die Ziele der „Charta der 
Vielfalt“ ein und fördert kollaborative Zusammenarbeit. 
Der lsb h ist seit über 30 Jahren im Handlungsfeld „Sport – Umwelt – 
Naturschutz“ aktiv. Wir sind Träger des Deutschen Nachhaltigkeitspreises, 
setzten uns seit vielen Jahren für einen Interessenausgleich zwischen Sport und 
Naturschutz ein und führen regelmäßig Sport-Umwelt-Projekte durch. 
 
 

Zusammenfassung 
 
Der Verordnungsentwurf wird abgelehnt. Das BMDV wird aufgefordert den 
Entwurf zurückzuziehen und ein vollständig neues Verfahren aufzulegen. Dieses 
hat die gesellschaftspolitischen Dimensionen des Sports und seine 
ehrenamtlichen Strukturen zu berücksichtigen, die bisherigen unzureichenden 
Beteiligungsformate mit Alibi-Charakter in einen substanziellen Dialog zu 
überführen und die vielfältigen Vorschläge der Sportorganisationen endlich zu 
berücksichtigen. 
Der Verordnungsentwurf ist im Übrigen unverhältnismäßig. Er lässt eine 
Güterabwägung vermissen, gefährdet die Existenz der Sportvereine und basiert 
auf einer Bewertung, die methodischen und wissenschaftlichen Bedenken 
begegnet. Zudem differenziert der Entwurf nicht zwischen Nutzergruppen und 
weist erhebliche Lücken im Hinblick auf die Folgenabschätzung auf. Im Übrigen 
ist die wohl beabsichtigte Nicht-Beteiligung des für Sport zuständigen 
Bundesinnenministeriums am Anhörungsverfahren zu rügen. Es wird davon 
ausgegangen, dass die Verordnung der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 
  
 
 

1. Mangelhaftes Beteiligungsverfahren – unzureichende 
Prozessqualität – fehlende Gütterabwägung 

 
Vor dem Hintergrund der Zuständigkeit sowie des Aufgaben- und 
Naturschutzprofils des lsb h sind wir irritiert, dass wir an der Verbändeanhörung 
durch das BMDV nicht beteiligt wurden. Dies reiht sich leider in einen 
mangelhaften Gesamtprozess ein. Der Behauptung im BMDV-Schreiben vom 
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14. März 2025, es habe im Jahr 2024 bereits ein „umfangreicher“ 
Abstimmungprozess stattgefunden, wird ausdrücklich widersprochen. Das 
bisherige Verfahren in Rheinland-Pfalz und die fehlende direkte Beteiligung des 
lsb h an der Verbändeanhörung stehen für eine Geringschätzung des 
hessischen Sports, seiner ehrenamtlichen Strukturen und seiner 
gesellschaftspolitischen Dimensionen. 
 
Schließlich ignoriert die vom BMDV gesetzte kurze Frist zur Stellungnahme die 
ehrenamtliche Prägung des Sports und seiner Organisationen sowie des 
entsprechend höheren Zeitbedarfs in einem ehrenamtlichen 
Organisationsumfeld. Hier hätten wir uns ein größeres Verständnis des BMDV 
und eine Orientierung des Ministeriums an den Festlegungen der 
Ehrenamtsstrategie des Bundes gewünscht, welche der „Stärkung … von 
Engagierten und zivilgesellschaftlichen Organisationen … eine große Bedeutung 
bei (misst)“. 
 
Das gesamte Verfahren, der BMDV-Verordnungsentwurf und die unveränderte 
Absicht, ein umfassendes Sportverbot auf dem Rhein zu verfügen, lässt die 
notwendige Abwägung gleichberechtigter Güter und somit auch des Sports 
bislang vollständig vermissen. 
 
Der gemeinnützige Sport fördert in Deutschland in hohem Maße den 
Zusammenhalt der Gesellschaft, seine Potenziale sind vielfältig. Sporttreiben ist 
maßgeblich für ein gesundes Leben, für eine gesunde Gesellschaft und stärkt 
persönliche Ressourcen. Sportvereine sind Bildungs- und Begegnungsorte, sie 
führen Menschen zusammen – und sie sind Orte der Umweltbildung und der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung. Die Möglichkeit der gleichberechtigten 
Teilhabe aller Menschen, die sich als Mitglied in einem Verein engagieren, stärkt 
jeden Tag aufs Neue die demokratischen Grundstrukturen unserer Gesellschaft. 
Diese und weitere gesellschaftspolitische Dimensionen des Sports sind 
hinlänglich wissenschaftlich bewiesen und schlagen sich in den 
Landesverfassungen von Hessen und Rheinland-Pfalz sowie den dort 
verankerten Staatszielbestimmungen und Verpflichtungen zur Sportförderung 
nieder. 
 
Damit Sportvereine diese Leistungen erbringen können, sind sie und ihre 
Mitglieder auf das Vorhandensein von Sporträumen angewiesen. Im Falle von 
Wassersportvereinen sind diese Sporträume Flüsse, Seen oder sonstige 
Gewässer. Die Vereine sind für ihren Fortbestand auf die Nutzung dieser 
Wasserflächen angewiesen. Dabei sind sich die gemeinwohlorientierten 
Wasssersportler*innen der Sensibilität und Fragilität des Naturraums, den ihre 
Sportstätte gleichzeitig darstellt, mehr als bewusst. Vereine und Verbände 
sensibilisieren ihre Mitglieder in der Basisausbildung, sowie in speziellen 
Schulungen und Fortbildungen für die Belange der Umwelt und der fragilen 
Ökosysteme, in denen sich die Wassersportler bewegen. Vorhandene 
Befahrensbeschränkungen wie auch im hier betroffenen Gebiet in Herbst und 
Winter sind von den Vereinen akzeptiert und respektiert. 
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Im bisherigen Prozess und im hier zu kommentierenden Entwurfstext ist eine 
Abwägung des Gutes „staatliche Förderung des Sports“ – obwohl gesetzlich 
geboten – völlig abwesend. 
 
Hinzu kommt, dass die Hessische Landesregierung auf ihrer Internetseite darauf 
verweist, dass die Wasserstrassen in Hessen noch nicht an der 
Kapazitätsgrenze sind, sich daher im Bereich der Gütertransport- und 
Logistikbranche Steigerungspotenziale bieten und die „Wasserstraßen 
standardgerecht ausgebaut werden“ (Internetseite Hessisches 
Wirtschaftsministerium, Zugriff 10.4.25) sollen. Es ist offenkundig, dass seitens 
des Staates die Verkehrswirtschaft gefördert und gleichzeitig der ehrenamtliche 
Sport am selben Ort eingeschränkt werden soll. 
 
 
Die Folge der fehlenden Berücksichtigung des Sports im bisherigen Verfahren 
und des Verordnungsentwurfs ist eine massive Einschränkungen der Vereine bis 
hin zu deren Existenzbedrohung. 
 
Die geplante Neuregelung ist nicht erforderlich und wird abgelehnt. Die 
Sportorganisationen unter dem Dach des DOSB und des lsb h haben in den 
letzten Jahren bewiesen, dass durch Dialog und Interessenausgleich an der 
Schnittstelle von Naturschutz und Sport angemessene und ausgewogene 
Lösungen erreicht werden können. Hierzu ist es erforderlich, dass das BMDV 
das Gesamtverfahren völlig neu aufsetzt und einen Dialog auf Augenhöhe 
organisiert. 
 
Im Übrigen wird dringend darum gebeten, im Beteiligungsverfahren das 
Bundesministerium des Innern zu beteiligen, welches auf Bundesebene für 
Sport zuständig ist (dies ist wohl bislang nicht vorgesehen, obwohl fachlich 
geboten). Schließlich wird davon ausgegangen, dass die Verordnung der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf. 
 
 

2. Keine Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 
 
Jede staatliche Maßnahme muss dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
entsprechen. Hierzu muss die Maßnahme geeignet, erforderlich und 
angemessen sein. Die vorgeschlagene Änderung der Befahrensverordnung 
erfüllt keines dieser Kriterien. 
 
Die vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen sind nicht geeignet, um Vögel 
im Stillwassergebiet im Frühjahr bei Fortpflanzung und Aufzucht und im Sommer 
bei Rast und Durchzug zu schützen. Ist der Pegelstand niedrig genug, damit der 
Schutzzweck in den trockenfallenden oder seichten Gebieten erfüllt wird, können 
aufgrund der vorhandenen Querbauwerke als natürliche Barrieren ohnehin keine 
Wassersportler*innen das betroffene Gebiet nutzen. Ist der Pegel hoch genug, 
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dass Wassersportler*innen überhaupt das Gebiet nutzen können, sind die 
potentiellen Brut- oder Rastplätze überflutet. Eine wasserseitige Störung schließt 
sich also bereits rein aus den Gegebenheiten des Reviers automatisch aus.  
Die landseitigen Störungen, die naturgemäß bei niedrigem Pegelstand aufgrund 
einer einfacheren landseitigen Erreichbarkeit von schutzwürdigen Flächen viel 
höher ist, werden hingegen nicht adressiert bzw. in der zugrundeliegenden sog 
„Expertise“ mit dem Hinweis auf Vollzugsdefizite ignoriert. Vor diesem 
Hintergrund sind die vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen auch nicht 
erforderlich, um den benannten Schutzzweck zu erfüllen.  
 
Im Fokus der Bemühungen zur Erfüllung der Schutzziele muss – nicht zuletzt 
aufgrund der oben beschriebenen, vom Pegelstand abhängigen Nutzungslogik – 
zunächst der nachhaltige Vollzug der bereits existierenden Rechtsverordnung 
und der darin festgelegten Verbotsvorschriften (§4) wie bspw. das Betreten des 
Gebiets außerhalb der Wege, das Baden und Schwimmen, die Leinenpflicht für 
Hunde sein. Erst wenn nach dem konsequenten Vollzug der bestehenden 
Verordnung der Schutzzweck nicht ausreichend erfüllt wird, können weitere 
Regulierungsvorhaben zur Debatte stehen. Neue und zusätzliche 
Nutzungsbeschränkung mit Defiziten beim Vollzug bisheriger Beschränkungen 
zu begründen, ist rechtsstaatlich hochproblematisch und ist dazu geeignet, 
Misstrauen und Ablehnung von Staat und Verwaltung zu fördern. 
Zudem sind die vorgeschlagenen Befahrensbeschränkungen nicht angemessen. 
Dies wird nachfolgend an der nicht ausreichend erfolgten Güterabwägung 
dargestellt. 
 
 

3. Keine wissenschaftlich fundierte Grundlage - Keine Differenzierung 
zwischen Nutzergruppen 

 
Die dem Verordnungsentwurf zugrunde liegende fachliche Bewertung begegnet 
aufgrund methodischer und wissenschaftlicher Schwächen erheblichen 
Bedenken. Die Bewertung stellt lediglich eine Zusammenstellung von 
Literaturquellen zur Störungsqualität von Wassersport allgemein dar. Eine 
konkrete Angabe zu Störungen im betroffenen Gebiet (Häufigkeit, Auswirkungen 
etc.) enthält sie nicht. Vielmehr wird ignoriert, dass das betroffene Revier in 
einem hochindustrialisierten Gebiet mit industrieller Landwirtschaft, 
Schienenverkehr, einer Bundeswasserstraße mit Frachtverkehr, Hotelschiffen, 
Partyschiffen oder regelmäßigen Hubschrauberüberflügen liegt, zudem ist eine 
Einflugschneise des Flughafens Frankfurt zu verorten. Die Multikausalität von 
potentiellen Störungen wird nicht ausreichend geprüft, sondern ausschließlich 
auf scheinbare Störwirkung des Wassersports abgestellt. 
 
Der vorliegende Entwurf nimmt zudem keine ausreichende Differenzierung von 
unterschiedlichen Nutzergruppen und deren Verantwortung für den Naturschutz 
im betroffenen Gebiet vor. Wie bereits beschrieben sind sich die 
gemeinwohlorientierten Wassersportler*innen der Sensibilität und Fragilität des 
Naturraums sehr bewusst und setzen entsprechende Maßnahmen zur Schulung 
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und Fortbildung ihrer Mitglieder für die Belange der Umwelt und der fragilen 
Ökosysteme um. Vereine und Verbände akzeptieren und respektieren die 
vorhandenen Befahrensbeschränkungen in der NSGBefV für das Gebiet in den 
Herbst- und Wintermonaten. In einer freiwilligen Maßgabe setzt sich 
beispielsweise der Anliegerverein WSV Geisenheim zum Zwecke des 
Naturschutzes in seiner Ruderordnung klar definierte Korridore und Strecken 
fest, innerhalb und entlang derer sich Boote im Naturschutzgebiet bewegen 
dürfen.  
Diese Maßnahmen werden durch die pauschalen Befahrensbeschränkungen im 
vorliegenden Entwurf nicht berücksichtigt. Diese Pauschalität widerspricht nicht 
nur dem Gebot der Angemessenheit. Vielmehr ist die Signalwirkung solcher 
pauschalen Maßnahmen – auch für andere Regionen – verheerend: Der Einsatz 
unserer Mitgliedsvereine für den Natur- und Umweltschutz wird durch den Staat 
als irrelevant eingestuft.  
 
 

4. Keine ausreichende Folgenabschätzung 
 
Dem vorliegenden Entwurf liegt keine ausreichende Berücksichtigung der 
Folgen der Regelung für die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie für 
die Umwelt zugrunde: 
 
Die vorgesehenen Befahrensbeschränkungen gefährden die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs – sowohl auf dem Hauptstrom als auch auf der 
vorgeschlagenen Restnutzungsfläche innerhalb des betroffenen Gebietes. 
Die drastisch verringerte Nutzungsfläche würde dort zu einer Konzentration von 
Nutzer*innen führt, was wiederum das Unfallrisiko deutlich erhöht. Gerade mit 
Blick auf die Ausbildung von Kinder- und Jugendgruppen durch die Vereine ist 
dieses höhere Unfallsrisiko eine nicht zu vertretende Folge der geplanten 
Beschränkung. 
 
Auch die Folgen auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dem 
Hauptstrom wurden nicht ausreichend berücksichtigt. Die Verringerung der 
Nutzungsfläche wird mangels Alternativen zu Ausweichbewegungen auf den 
Hauptstrom führen. Damit steigt auf der meistgenutzten Binnenwasserstraße 
Deutschlands ebenfalls das Unfallrisiko, mit nicht vorhersehbaren Auswirkungen 
auf die Binnenschifffahrt. 
 
Nicht berücksichtigt wurden ebenfalls die negativen Folgen der Regelung für den 
Umwelt- und Naturschutz aufgrund der höheren Nutzungskonzentration in der 
verbleibenden Nutzfläche. Insofern die Wassersportler*innen tatsächlich eine 
Störwirkung auf die Vogelwelt ausüben, wird diese durch eine höhere 
Konzentration von Wassersportler*innen erhöht. In Kombination mit den 
weiterhin vorhandenen landseitigen Störungen besteht das Risiko, dass sich die 
Umweltauswirkungen durch die Verringerung der Nutzfläche gegenüber dem 
Status Quo sogar verschlechtern. 
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5. Keine Berücksichtigung der vorliegenden alternativen Maßnahmen 
 
Abschliessend ist nochmals auf die Grundsatzkritik des bisherigen Verfahrens 
zurückzukommen: Dem vorliegenden Entwurf liegt ein Antrag der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion (SGD) Süd des Landes Rheinland-Pfalz zugrunde. Die 
SGD Süd hatte im letzten Jahr bereits versucht, im Wege einer 
Allgemeinverfügung eine Befahrensbechränkung für das betroffene Gebiet zu 
erlassen, welche wieder aufgehoben wurde. Die SGD Süd hatte mehrere Runde 
Tische durchgeführt, in denen sich die anliegenden Vereine und Verbände 
konstruktiv eingebracht und auch alternative Maßnahmen zu den drastischen 
Befahrensbeschränkungen vorgelegt haben. 
 
Ganz offenkundig wurden die alternativen Vorschläge bislang nicht 
berücksichtigt und entlarven die bisherige Beteiligung als Alibi-Veranstaltung. 
Daher stellt sich für den organisierten Sport die Frage, ob die 
Partizipationsmöglichkeiten ernst gemeint und die Vorschläge der Vereine für 
alternative Maßnahme tatsächlich geprüft wurden. Daher sollte das BMDV das 
Gesamtverfahren einstellen und völlig neu aufsetzen. Dieses neue BMDV-
Beteiligungsverfahren sollte über die reine Möglichkeit von schriftlichen 
Stellungnahmen hinaus gehen und einen Dialog auf Augenhöhe eröffen, wie er 
mittlerweile in politischen und staatlichen Prozessen Standard ist. 
 
Der Vollständigkeit halber sei an die alternativen Vorschläge erinnert: 
 
• Selbstverpflichtung Wassersport (Korridore, Nutzungszeiten, 

Pegelabhängigkeit) mit Vorbildern wie den Selbstverpflichtungen Ammersee 
und Starnberger See 

• Austonnung und Beschilderung 
wie bspw. in der Mariannenaue zur Kennzeichnung der zulässigen Grenzen 
im Gewässer oder für Fahrverbote für verschiedene Bootstypen  

• Kennzeichnung Wasserfahrzeuge 
Bootskennung, Name, Standort, Vereinsname 

• Dauerhaftes Monitoring 
Passiv durch Fahrtenbücher oder aktiv durch Einbindung der Nutzer in die 
Naturbeobachtung  

• Schulung der Nutzer 
Allgemeine und/oder ortsspezifische Ökologieschulung (DKV, NABU) oder 
Einführung eines Gewässer-Führerscheins (Vorbild Wupper) 

• Videoüberwachung 
Amtliche Kontrolle Ein- und Ausfahrten; Fauna-Monitoring 

• Bauliche Maßnahmen im Rahmen der Abladeoptimierung 
Gestaltung der Leitwerke zur Erhöhung der Wassertiefe für die 
Frachtschifffahrt mit Nebennutzungen Liegeplätze und Trainingsstrecke 

• … 
 
 


